
Der Schutz religiöser Minderheiten * 

Auf polnischem Gebiet waren bis zum Ende des Mittelalters die Juden die einzige religiöse 
Minderheit. Dann aber erreichten reformatorische  Überzeugungen das Land – beginnend 
mit Jan Hus (um 1400), dessen Lehre zunächst noch gesetzlich verboten und ihre 
Verbreitung unter Strafe gestellt wurde. Nach und nach änderte sich jedoch die Haltung, 
denn insbesondere im Adelsstand fanden die reformatorischen Vorstellungen viele 
Anhänger.  

Die Protestanten Augsburgischen und Helvetischen Bekenntnisses  wie auch die Anhänger 
der griechisch-unierten und der orthodoxen Kirche blieben lange Zeit bis ins 17. Jahrhundert 
hinein geduldete Minderheiten neben der katholischen Religion, die Staatsreligion war. Von 
gleichen Rechten kann jedoch nicht die Rede sein, da beispielsweise die Vergabe höherer 
Beamten- und Senatorenfunktionen mehrheitlich an Katholiken  erfolgte. Nach den Teilungen 
Polens Ende des 18. Jahrhunderts verschoben sich die Gewichtungen zugunsten der 
russischen Orthodoxie und des Protestantismus.  

Eine neue Entwicklung begann nach dem Ende des Ersten Weltkrieges, als Polen durch den 
„Versailler Vertrag“  ** wieder als eigenständiger Staat konstituiert wurde. Durch diesen 
Vertrag wurde Polen zusätzlich verpflichtet, zum Schutz von Minderheiten einen 
weitergehenden Vertrag abzuschließen. Dieser „Minderheitenvertrag“  *** vom 28. Juni 1919 
wurde vom polnischen Sejm gemeinsam mit dem Versailler Vertrag ratifiziert und trat am 10. 
Januar 1920 in Kraft.  Einzelne Regelungen waren in der Folge in die polnische Verfassung 
eingeflossen, wobei je nach Tatbestand subtile Unterscheidungen getroffen werden 
zwischen Rechten von „Einwohnern“ und „Bürgern“ (i.S. von Staatsangehörigen). Demnach 
kann man die Angehörigen der Minderheiten in vier Gruppen einteilen (Meyer S. 26*): 

1. „Diejenigen, die zur Minderheit gehören, aber nicht  das polnische Staatsbürgerrecht 
besitzen. Sie genießen nur den Schutz des Lebens, der Freiheit  und des Glaubens 
und sofern sie Jude sind, auch den Schutz des Sabbats. 

2. alle Minderheiten, die polnische Staatsbürger sind, mit Ausnahme der Deutschen, die 
in Polen außerhalb des früheren preußischen Gebietes wohnen (Kursivsetzung: MW). Sie 
genießen ohne Einschränkung alle Rechte, die den Minderheiten zuerkannt sind. 

3. Die Deutschen polnischer Nationalität außerhalb des früheren preußischen Gebietes. 
Sie genießen im allgemeinen die Rechte der Minderheiten mit der Ausnahme, dass 
sie keine öffentlichen Volksschulen deutscher Sprache sowie besonderer 
Unterstützungen für Erziehungs-, religiöse oder Wohlfahrtszwecke verlangen können. 

4. Die Juden polnischer Nationalität; sie besitzen alle Rechte, die den Minderheiten 
zuerkannt sind, außerdem noch die Sonderrechte der Art. 10 u. 11.“  

Die polnische Verfassung vom 17. März 1921 enthielt detaillierte Bestimmungen zur 
Regelung des Verhältnisses von Staat und Kirchen bzw. Bekenntnis-/ 
Weltanschauungsgemeinschaften. Zwar wurden auf individueller Ebene Religions- und 
Bekenntnisfreiheit garantiert, der Staat nahm sich jedoch das Recht zur normsetzenden und 
kontrollierenden Einflussnahme auf Kirchen und religiöse Verbände.  Der römisch-
katholischen Kirche kam nach der Verfassung die Hauptstellung im Verhältnis zu weiteren 
(vorgeblich gleichberechtigten) Bekenntnissen zu. Diese Kirche regierte sich selbst „nach 
eigenen Gesetzen“.  Andere Kirchen und anerkannte Religionsgemeinschaften konnten zwar 



auch eigene Gesetze erlassen, diese bedurften aber der Genehmigung durch den Staat und 
waren insoweit  - anders als das durch Konkordat mit dem Vatikan geregelte Verhältnis zur 
katholischen Kirche – einseitig der staatlichen Gesetzgebung unterworfen. 

Für die evangelischen  Kirchen im ehemals russischen Gebiet (d.h. in den Landstrichen, die 
seit dem Frieden von Riga 1921 zum polnischen Staatsgebiet gehören) galten zunächst alte 
gesetzliche Bestimmungen aus dem Jahr 1849 weiter. Diese Vorschriften gaben dem Staat 
das Recht, „tief in die kirchliche Autonomie einzugreifen und seinen Einfluss sogar auf 
innerkirchliche Dinge auszuüben“ (Meyer, S. 56). Neue rechtliche Grundlagen sind erst im 
Jahr 1936 verordnet worden, jedoch nicht durch Gesetz, sondern durch Erlass des 
Präsidenten. ****  

Die orthodoxe  Kirche  in Polen hatte sich mit Synodenbeschluss vom 1.7.1926 als 
„autokephal“ verkündet und damit ihre Abtrennung von der Moskauer orthodoxen Kirche 
beschlossen. Die unierte  Kirche war zwar Teil der römisch-katholischen Kirche, unterschied 
sich jedoch – als griechisch-ruthenisch und griechisch-armenisch   - in der Liturgiesprache 
und im Ritus. Daneben bestand eine Vielzahl anderer christlicher 
Bekenntnisgemeinschaften, dazu zählten im ehemals russischen Gebiet Polens z.B. die 
Adventisten, Neuapostolische Gemeinden, Mennoniten, Urchristen, Mariawiten, 
Gotteskirche.  Als nichtchristliche Religionsgemeinschaften  gehören noch Juden, 
Karaimen und Moslems zu den Minderheiten im neu gegründeten Polen. Für die jüdischen 
Gemeinden  wurde durch Verordnung des Staatspräsidenten vom 14.10.1927 die 
Organisation der Gemeinden“ einheitlich geregelt (in Schlesien, Posen und Pommerellen 
blieben teilweise alte Gesetze in Kraft). Die Karaimen 1) (oder „Karäer“) – eine kleine, dem 
Judentum nahestehende Bekenntnisgemeinde mit nur rd. 1000 Mitgliedern (u.a. in Luzk) – 
und die Moslems  (ca. 6000 Personen) unterlagen weiterhin den Vorschriften der früheren 
russischen Gesetzessammlung von 1896. 

 

* nachfolgende Ausführungen basieren auf der Veröffentlichung von Heinz Meyer : „Das Recht der religiösen 
Minderheiten in Polen“ , Berlin 1933  (biographische Daten:  Heinz Meyer, geb. 1906 in Breslau, gefallen kurz vor 
Ende des II. Weltkrieges,  Studium der Rechtswissenschaften, zeitweise Leiter der Rechtsabteilung des 
Osteuropa-Instituts der Universität Breslau [Quelle: Tomas Ditt „Stoßtruppfakultät Breslau“, Tübingen 2011, Seite 
173])  

** Versailler Vertrag 1919, Textfassung : http://www.dhm.de/lemo/html/dokumente/versailles/index.html 
(Seitenaufruf 22.12.2013) 

*** Minderheitenschutzvertrag 1919, Textfassung:  
http://www.europa.clio-online.de/site/lang__de-DE/ItemID__219/mid__11373/40208215/default.aspx  
(Seitenaufruf 22.12.2013) 

**** vgl. weiterführend: Eduard Kneifel „Geschichte der Evangelisch-Augsburgischen Kirche in Polen“ 
Niedermarschacht b. Winsen a.d. Luhe, 1964, Seite 265 – 271  
http://eduardkneifel.eu/data/Geschichte_der_Evangelisch-Augsburgischen_Kirche_in_Polen.pdf  (16,5 MB) 

(Seitenaufruf 22.12.2013) 
 
1) vgl. Leizar Krasnosselsky “Zur Geschichte der Karäer im russischen Reiche”, Bern 1912 
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